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Nordrhein-Westfalen, Sachsen und
Sachsen-Anhalt. Wir als LINKE sind
glücklich daüber, dass wir rückwirkend
zum 1. Juli 2017 nun auch das Gehörli-
sengeld für die betroffenen Thüringe-
rinnen und Thüringer auf den Weg brin-
gen, damit diese ihre Anträge stellen
können.“

Die SPD-Abgeordnete Birgit Pelke
verwies auf den Bedarf für an Gehörlo-
se angepasste Geräte wie Rauchmel-
der sowie unterstützende Personen
wie Gebärdendolmetscher. „Wir wollen

Hoffnung im Kali-
Altlastenstreit

ein modernes Sinnesbehindertenge-
setz zu machen und es auf den Weg zu
bringen.“ Karola Stange sagte es deut-
lich: „2014 haben wir in Thüringen im
Bundesvergleich die rote Laterne ge-
halten, was die Höhe des Blindengel-
des anbelangt. Das Thema eines Taub-
blinden- sowie eines Gehörlosengeldes
war mit Ihnen als Regierungsfraktion
der CDU nie zu diskutieren. Und, Herr
Zippel (CDU-Abgeordneter, d.R.), ja, es
ist eine Sozialleistung, und, ja, eine So-
zialleistung - das sage ich auch - darf

Der Umweltpolitiker der Links-
fraktion Tilo Kummer begrüßte die
vom Oberverwaltungsgericht (OVG)
Weimar beschlossene Beiladung
des Bundes im Streit zwischen dem
Land sowie dem Unternehmen K+S
um die weitere Finanzierung der
Sanierung des Kalialtbergbaus. In
einem Generalvertrag zwischen
Bund und Land war 1999 die Finan-
zierung der Altlastensanierung ge-
regelt worden. Dabei übernahm die
Thüringer Landesregierung Ver-
pflichtungen der Treuhand, die sich
aus dem Kalifusionsvertrag erga-
ben, gegen eine Einmalzahlung des
Bundes. Die damals ersichtlichen
Sanierungsaufgaben sollten bis
2017 erledigt sein. „Wir wissen in-
zwischen, dass in den nächsten
Jahrzehnten noch Sanierungsarbei-
ten erforderlich sind und sich  die
Kosten mehr als verdoppeln kön-
nen. Nach Offenlegung der dem
Landtag viele Jahre nur aus-
schnittsweise bekannten Verträge
ist außerdem festzustellen, dass
die Treuhand und die damalige Lan-
desregierung K+S weit über das üb-
liche Maß hinaus freistellten. Das
gilt sogar für Altlasten, die Unter-
nehmen vor 1945 verursachten,
deren Rechtsnachfolgerin die K+S
Kali GmbH ist“, so der Abgeordne-

Endlich umsteuern
gegen Altersarmut

„Lasst uns gemeinsam für eine solidarische Gesellschaft streiten“
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Das von der Landesregierung vor-
gelegte Sinnesbehindertengesetz
wurde am 13. Dezember in erster
Lesung debattiert. „Der Nachteils-
ausgleich für Gehörlose ist nach der
Einführung des Landesblindengel-
des im Jahr 2016 ein weiterer wich-
tiger Schritt zu besserer Teilhabe
für Menschen mit Behinderung.
„Rückwirkend zum 1. Juli 2017 wer-
den Gehörlose in Thüringen100
Euro monatlich erhalten“, so die be-
hindertenpolitische Sprecherin, Ka-
rola Stange. 

„Heute erleben wir im Thüringer
Landtag eine Premiere - dass eine De-
batte in Gebärdensprache übersetzt
wird“, so begann die Abgeordnete der
Linksfraktion ihre Rede. Allerdings sei
es zu wünschen, dass „dies zu einer
Selbstverständlichkeit wird. Menschen
haben das Recht, eine barrierefreie
Kommunikation zu erleben - nicht nur,
wenn es darum geht, ein Gehörlosen-
geld auf den Weg zu bringen, sondern
immer und zu allen Themen hier Im
Landtag“, sagte Karola Stange.

Ihr war es wichtig, gerade auch mit
Blick auf die am Tag zuvor auf Antrag
der CDU-Fraktion stattgefundene Son-
dersitzung zu unterstreichen: „Wir als
LINKE und als rot-rot-grüne Koalition
liefern. Wir werden am Ende der Wahl-
periode nicht mit leeren Händen daste-
hen, sondern wir werden das, was im
Koalitionsvertrag formuliert ist, umge-
setzt haben. Sozialpolitik ist ein wichti-
ges Thema. Hiermit haben wir den
zweiten Schritt geschafft, aus einem
verstaubten Blindengeldgesetz, wel-
ches wir im Jahr 2014 von den Vorgän-
gerregierungen übernommen haben,

Zu Meldungen, dass von den
25.000 Nutzern der Tafeln in Thü-
ringen jeder Dritte Rentnerin oder
Rentner ist, sagte MdL Karola
Stange: „Es ist gut, dass die Tafeln
bedürftigen Menschen Lebensmit-
tel zur Verfügung stellen. Aller-
dings ist erschreckend, dass so
viele regelmäßig die Lebensmittel-
spenden in Anspruch nehmen
müssen. Dass immer mehr ältere
Bürgerinnen und Bürger darunter
sind, hängt häufig mit gebroche-
nen Erwerbsbiografien und der
Zahlung von Niedriglohn zusam-
men. Immer noch offen sind die
Überführungslücken in der Renten-
überleitung. So für Menschen, die
in der DDR im Gesundheitswesen
tätig waren oder Familienangehöri-
ge gepflegt haben, für Bergleute in
der Braunkohleveredelung der
DDR, Land- und Forstwirte, Hand-
werker und andere Selbstständige
sowie deren mithelfende Familien-
angehörige. Offen auch, wann die
in der DDR geschiedenen Frauen
eine angemessene Rente erhal-
ten.“ Die Abgeordnete fordert die
Anhebung des Rentenniveaus auf
53 Prozent, eine solidarische Min-
destrente in Höhe von 1.050 Euro
sowie eine zeitnahe Ost-West-Ren-
tenangleichung ohne die Höher-
wertung der Beiträge Ost abzusen-
ken.                                              

„Wir brauchen euren solidari-
schen Druck, damit wir die gesell-
schaftlichen Auseinandersetzungen
politisch gestalten können“, so Rai-
ner Kräuter, gewerkschaftspoliti-
scher Sprecher der Linksfraktion, in
seinem Grußwort an die 5. Ordentli-
che Bezirkskonferenz des DGB Hes-
sen-Thüringen am 9. Dezember, an
der er teilgenommen hatte.

Dabei hatte er den Kolleginnen und
Kollegen solidarische Grüße der Thü-
ringer Landtagsfraktion DIE LINKE
übermittelt und in einem kurzen Rück-
blick zur Regierungs- und Koalitionsar-
beit gesprochen: „Seit drei Jahren re-
giert in Thüringen Rot-Rot-Grün. Auch
wenn nicht alle Blütenträume gereift
und manche Schritte noch zu gehen
sind, so haben wir doch wesentliche
Vorhaben umgesetzt, die langjährige
gewerkschaftliche Forderungen waren:
Thüringen hat endlich ein Bildungsfrei-
stellungsgesetz. Zum 1. Januar 2018
kommt das gebührenfreie Kindergar-
tenjahr, zugleich verbessern wir

schrittweise den Betreuungsschlüssel,
um auch die Qualität der Betreuung
weiter zu erhöhen. Bis 2019 werden in
Thüringen mehr als 3.000 neue Lehre-
rinnen und Lehrer eingestellt. Auch bei
der Polizei werden wir bald mehr neue
Kolleginnen und Kollegen begrüßen
dürfen. Die Ausrüstung der Polizistin-
nen und Polizisten ist deutlich besser
als vor unserem Regierungsantritt.“

Auch über die aktuelle Situation ver-
lor Rainer Kräuter einige Worte: „Aktu-
ell verhandeln wir mit unseren Koaliti-
onspartnerinnen über ein neues Perso-
nalvertretungsgesetz und über ein Ta-
riftreue- und Vergabegesetz, welches
seinen Namen auch verdient. Für uns
als LINKE bedeutet dies insbesondere,
dass in allen Branchen, wo es keine
entsprechenden tariflichen Vereinba-
rungen gibt, ein vergabespezifischer
Mindestlohn greifen muss, der sich an
der untersten Entgeltgruppe des öf-
fentlichen Dienstes orientiert, damit
über 10 Euro brutto liegt und dyna-
misch fortgeschrieben wird. Zudem

MdL Karola Stange: Die Menschen haben das Recht auf eine barrierefreie Kommunikation

stehen wir Tag für Tag an der Seite der
Kolleginnen und Kollegen und unter-
stützen aktiv auch aus dem Parlament
heraus ihre Arbeitskämpfe. Ob das Sie-
mens-Generatorenwerk Erfurt oder
Coca-Cola Weimar (um nur zwei aktu-
elle Beispiele zu nennen) – wir stehen
zusammen mit unserem Ministerpräsi-
denten Bodo Ramelow an der Seite der
Belegschaften, kämpfen für die Werk-
standorte und vor allem die betroffe-
nen Arbeitsplätze. Als demokratisch-
sozialistische Partei wissen wir, auf
welcher Seite wir im Kapitalismus zu
stehen haben.“

DIE LINKE Thüringen sagt klar: Ei-
gentum verpflichtet! Deshalb muss es
großen Unternehmen und Konzernen
verboten werden, bei steigenden Milli-
ardengewinnen zugleich hunderte oder
tausende Beschäftigte in die Arbeitslo-
sigkeit zu schicken. Abschließend rief
Rainer Kräuter die Kolleginnen und Kol-
legen der Bezirkskonferenz auf: „Lasst
uns gemeinsam für eine solidarischere
Gesellschaft streiten!“                        

nie von der Kassenlage eines Landes
oder eines Staates abhängig sein.
Denn, Sie wissen es auch: Im Grundge-
setz, Artikel 3 Abs. 1 und 2 ist eindeu-
tig formuliert: ‘Niemand darf wegen
seiner Behinderung benachteiligt wer-
den’ und: ‘Alle Menschen sind vor dem
Gesetz gleich’. Dieses setzen wir auch
in Thüringen um. Wir reihen uns ein in
die Riege der Länder, die bereits ein
Gehörlosengeld auf den Weg gebracht
haben. Es sind Berlin, Brandenburg,

nicht, dass finanzielle Mehraufwen-
dungen für gehörlose Menschen zu ei-
nem Ausschlussgrund im öffentlichen
Leben führen. Wir sind froh, dass nun
nach der Erhöhung des Blindengeldes
und dem Nachteilsausgleich für Taub-
blinde auch gehörlose Menschen erst-
mals einen Nachteilsausgleich in Thü-
ringen erhalten werden“, so Babett
Pfefferlein, Grüne-Fraktion.
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